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And Juſtiz 


Ludwig Foerder 


Rechtsanwalt und Notar in Breslau 


Aber das sollt ihr tun: Redet Wahrheit einer 
mit dem andern; in Wahrheit und zum Frieden sollt 
ihr Recht sprechen in euren Toren. Einer soll 
nicht wider den andern Böses im Herzen hegen, 
und liebt nicht den falschen Schwur, denn alles dies 
hasse ich, spricht der Ewige. — Secharja 8, 16—17. 
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gi. 
Kun lei fung 


Das Thema „Antiſemitismus und Ju ſt i z' iſt, ſoviel ich 
ſehe, bisher nur zweimal Gegenſtand einer ausfuͤhrlichen Darſtellung 


geweſen. Unter der Überſchrift „Rechts ſchutz und Rechts⸗ 


frieden“ behandelt es Eugen Fuchs als junger Schriftfuͤhrer des 
Central⸗Vereins in einem Referat, das ſich als erſtes unter ſeinen ge⸗ 
ſammelten Reden und Aufſaͤtzen befindet. Noch ein anderer Juriſt, deſſen 
Name gleichfalls einen guten Klang hat, widmete ihm eine Broſchuͤre 
„Antifemitismus und Strafrechtspflege“ (Berlin 
1894, Verlag Siegfried Cronbach). Als Verfaſſer zeichnet ein „Dr. jur. 
Maximilian Parmod“. Hinter dieſem Pſeudonym verbarg ſich der 
ſpaͤtere Syndikus der Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft Profeſſor 


Dr. Max Apt. 


Wir leben leider heute wieder in einer Zeit, die das gleiche Thema 
nur allzu aktuell macht. Seit Jahren branden die Wogen des Judenhaſſes 
auch bis in die Gerichtsſaͤle hinein und zwingen unſere Vereinigung, ihre 


| Abwehrdaͤmme auch auf dieſem Gebiete auszubauen. Die Rechtsſchutz⸗ 


taͤtigkeit wird damit zu einem bedeutungsvollen Zweige unſerer Arbeit. 
Hieruͤber unſeren Freunden Rechenſchaft abzulegen, ihnen einen Einblick 
in dieſes Gebiet zu verſchaffen und fuͤr den Fall der Anwendung be⸗ 
ſtimmter Geſetzesvorſchriften einige praktiſche Erfahrungen und Winke 
darzubieten, iſt der erſte Zweck der folgenden zwangloſen Darſtellung.“) 
Daruͤber hinaus mag ſie vielleicht allen, denen das Wohl unſeres Vater⸗ 
landes und ſeiner Rechtspflege am Herzen liegt, zeigen, daß wir nicht 


nur in politiſcher und wirtſchaftlicher, ſondern auch teilweiſe in 


juriſtiſcher Beziehung unter Zuſtaͤnden leben, an die man nur mit 
ſchweren Sorgen fuͤr die Zukunft denken kann. 


82. 


eee zum Klaſſenkampf 
Der Tatbeſtand dieſer uns häufig beſchaͤftigenden Geſetzesbeſtim⸗ 


ung iſt in § 130 Strafgeſetzbuchs enthalten. Er lautet: 


Wer in einer den öffentlichen Frieden gefähr⸗ 
denden Weiſe verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung 
zu Gewalttätigkeiten gegeneinander öffentlich an⸗ 


| 1) Die Abhandlung ift auf Veranlaſſung des Centralvereins deutſcher 
Staatsbürger jüdiſchen Glaubens als Beitrag zu deſſen im April 1924 erſchienenen 
Jahrbuch verfaßt worden. 
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reizt, wird mit Geldſtrafe hie zu. 600 M oder mit 


Gefängnis bis zu zwei Jahren beſtraft. 
Der Laie uͤberſieht hier haͤufig, daß das aufreizende Verhalten 


öffentlich geſchehen muß. Was im perfüonlichen Geſpraͤch oder in 1 
einer geſchloſſenen Verſammlung geſagt wird, kann jedenfalls 
unter den Tatbeſtand dieſes Paragraphen nicht fallen. Dagegen findet 


er Anwendung, wenn die aufreizende Außerung in einem oͤffentlichen 
Lokal faͤllt, auch wenn gerade nicht beſonders viel Perſonen anweſend 
waren. Ferner muß zu Gewalttaten aufgereizt werden. Das iſt 


nun freilich nicht ſo zu verſtehen, als ob ſtets die ausdruͤckliche Auf⸗ 


forderung zu Mord, Totſchlag, Pluͤnderung und dergl. gefordert wird. 
Manche Staatsanwaltſchaften ſtellen ſi ch auf dieſen Standpunkt. Aber 
zu Unrecht. Denn das Reichsgericht hat in ſeiner Entſcheidung Band 31 
Seite 186 ausgefuͤhrt, es genuͤge, wenn zwiſchen einzelnen Bevoͤlkerungs⸗ 
klaſſen gegenſeitiger Haß geſchuͤrt und die Empfindung gegenſeitiger Ver⸗ 
achtung erzeugt werde, und zwar derart, daß mittels die ſer 
Einwirkung eine gewalttätige Stimmung teils 


hervor gerufen, teils, ſoweil ſchön vorhanden. 


verſtaͤrkt werde. Zufolge dieſer Entſcheidung wird man die For⸗ 
derung aufſtellen duͤrfen und im Intereſſe des inneren Friedens auch 
muͤſſen, daß Tatbeſtaͤnde unter dem Geſichtswinkel des § 130 verfolgt 
werden, die man bisher entweder unbeachtet, oder, falls ſie angezeigt 
wurden, ſtraffrei ließ. Die antiſemitiſchen Gewohnheitshetzer ſind all⸗ 
maͤhlich ſo ſchlau geworden, ſich gewunden auszudruͤcken. Denn ſie 
wiſſen, daß ſie ihre dunklen Ziele auch dann erreichen. So hieß es kuͤrzlich 
in einer Veroͤffentlichung uͤber die angeblichen geheimen „ des 
Talmud und Schulchan⸗Aruch: 


„Die Juden halten dieſe Lehren deshalb fo ge⸗ 


heim, weil fie ſich ſagen: Wüßten unſere chriſt⸗ 


lichen Mitbürger, was alles in unſeren Religions⸗ 


büchern ſteht, müßten fie uns dann nicht alle 


totſchlagen?“ 


Nur ein Blinder kann hier die Abſicht nicht merken, die darin be⸗ 
ſteht, den Totſchlagsgedanken in dem naiven Leſer ſolcher Erguͤſſe erſt 
zu wecken und ihn ſich immer weiter bis zu ſeiner Verwirklichung ent⸗ 
wickeln zu laſſen. Oder man denke an die unglaublichen Hetzbilder des 
deutſchen Schutz⸗ und Trutzbundes, auf denen widerwaͤrtig ausſehende, 
ſchlemmende Juden in der Umarmung mit Chriſtenmaͤdchen oder juͤdiſche 
Bankiers im Klubſeſſel, den „Mann aus dem Volke“ zum Barrikaden⸗ 
kampfe anſtachelnd, dargeſtellt ſind, oder gar an jene ſcheußliche Karikatur 
aus den deutſchvoͤlkiſchen Monatsheften (J Jahrgang 1924, Heft 4), die 
einen Juden in Geſtalt einer Rieſenſpinne zeigt, die im Begriff iſt, ſich 


auf die unter ihr mit zerbrochenem Schild und Schwert liegende Ger⸗ 


mania zu ſtuͤrzen und ihr das Blut auszuſaugen! Derartiges ſoll und 


muß Gewalttaten ausloͤſen. Es hat unſerem Vaterlande — man er⸗ 
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innere ſich nur an die Protokolle aus dem Prozeß gegen die Rathenau— 
moͤrder — ſchon genug Unheil gebracht. Den Standpunkt, den der 
Juriſt, will er dem Geiſte des Geſetzes gerecht werden, derartigen Er— 
zeugniſſen gegenuͤber einzunehmen hat, zeigen treffend die Ausfuͤhrungen 
eines ſuͤddeutſchen Staatsanwalts in einem ſolchen Prozeſſe vor mehr 
als drei Jahrzehnten: 

„Wenn in der antiſemitiſchen Preſſe fortwäh⸗ 
rend von der „Judengeißel“ die Rede iſt, dann iſt 
die Möglichkeit, daß dieſe Stimmung für die 
Gewalt zur wirklichen Anwendung derſelben ver⸗ 

leitet, nicht fo weit entfernt... Das Reichsgericht 

hat entſchieden, daß eine entfernte Gefahr darin 
zu erblicken iſt, wenn eine Stimmung hervorgerufen 
wird, die zu einer Friedensſtörung geeignet iſt. 
Die Art und Weiſe, wie der Angeklagte ſeine 
Agitation führte, legte einen ſolchen Gedanken ſehr 
nahe. Gerade jetzt ſtehen wir unter dem Zeichen der 

Gewalt, die weiteſten Kreiſe der Geſellſchaft ſind 
davon durchſetzt.“ 

Der angeklagte Redakteur erhielt darauf 3 Wochen Gefaͤngnis. 
Die jetzt wegen Anreizung verhaͤngten Strafen bewegen ſich zwiſchen 
50 und 200 Goldmark. 

Merkwuͤrdig beruͤhrt auch die Einſtellung mancher Staatsanwaͤlte 
zur Entſcheidung der Frage, ob eine Außerung geeignet ſei, „den oͤffent⸗ 
i lichen Frieden zu gefaͤhrden“. Das Reichsgericht hat hierzu in Band 34 
Seite 268 entſchieden, daß die Aufforderung zu Gewalttaten gegen Juden 
dieſes Erfordernis ſchon dann erfuͤlle, wenn bei den Juden ſubjektiv 
eine entſprechende Befuͤrchtung wachgerufen werde; es komme nicht dar- 
auf an, ob die Aufforderung objektiv geeignet ſei, zu Gewalttaten 
zu veranlaſſen. Dieſe Entſcheidung wird vielfach ignoriert. Selbſt wenn 
fie nicht beſtuͤnde, ſollte man aber meinen, daß das öffentliche Abſingen 
eines Liedes mit dem Kehrreime „Schlagt alle Juden tot” zur 
Stoͤrung des Rechtsfriedens hinreichend geeignet ſei. Die zahlreichen 
Überfälle auf juͤdiſche Mitbürger, vor allem der Rathenaumord, ſollten 
genuͤgend Warnungsſignale darſtellen. Weit gefehlt! In einer kuͤrzlich 
vor dem Amtsgericht Breslau verhandelten Sache findet ſich eine von 
zwei erfahrenen Staatsanwaͤlten (politiſcher Dezernent und Abteilungs⸗ 
vorſtand) gezeichnete Verfuͤgung, die beſagt, daß durch das oͤffentliche 
Abſingen dieſes Kehrreims „die oͤffentliche Ordnung und 


Sicherheit nicht in erheblichem Maße geſtoͤrt oder 


gefährdet werde“! Die gleiche Stellung nahm uͤbrigens nach 
einer Notiz im Iſraelitiſchen Familienblatt vom 7. Sep⸗ 
tember 1922 der Berliner Staatsanwalt v. Clauſewitz ein, indem er die 
Einſtellung des Strafverfahrens gegen einen Arzt C!) verfügte, der Unter 
den Linden „Schlagt die Judentot“ ausgerufen hatte, und zwar 
mit der Begruͤndung, es ſei nicht erwieſen, daß dieſe Außerung die oͤffent⸗ 
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liche Ruhe gefaͤhrdet habe. Er wurde von ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde auf | 


Beſchwerde hin rektifiziert. 
Worauf wir aber bei der Anwendung des $ 130 beſonders Wert 


legen muͤſſen, das iſt der Kampf gegen das immer wieder auftauchende 


Beſtreben, die deutſchen Juden nicht als „Klaſſe“ im Sinne dieſes Ge- 


ſetzes, ſondern als „Raſſe“ hinzuſtellen. Vor etwa 2 Jahren machte der 


Fall der Frankenſteiner Gymnaſiaſten die Runde durch die deutſche 


Preſſe. Eine Schuͤlervereinigung des Gymnaſiums von Frankenſtein 
(Schleſien) durchzog die Stadt unter Abſingung eines Liedes mit dem 


Kehrreim: 
„Schmiert die Guillotine ein mit Juden 
Blut muß fließen, Judenblut!“ 


Ein Glatzer Staatsanwalt, eingeſchriebenes Mitglied des deutſchen 


Schutz⸗ und Trutzbundes, erteilte darauf den Beſcheid: 


„Nach dem neuerdings von den Gerichten ver⸗ 


tretenen Standpunkt ſtellen Deutſche und Juden 
innerhalb des Deutſchen Reichs nicht verſchiedene 


Klaſſen, ſondern verſchiedene Raſſen dar. Auch 


ſelbſt wenn man in dem bemängelten Kehrreim 


ſchon eine Aufreizung erblicken wollte, ſo könnten ; 


dadurch höchſtens die Raſſengegenſätze verſchärft, 


nicht aber zum Klaſſenkampf aufgefordert werden. 


Dieſer Umſtand würde allein ſchon aus Rechtsgrün⸗ 


den ein Einſchreiten verbieten.“ 


Man ſieht daraus, wie verheerend die Raſſentheorie in der Rechts⸗ 
pflege wirken kann: ſie macht einen ganzen Volksteil 
vogelfrei. Mit der gleichen Begruͤndung wuͤrde man natuͤrlich auch 
das Einſchreiten gegen die Aufforderung zum Totſchlag der polniſchen 
oder romaniſchen Bevoͤlkerungsteile Deutſchlands, ablehnen koͤnnen. 


Gluͤcklicherweiſe hatten wir bei unſerer hiergegen mit Erfolg eingelegten 


Beſchwerde bereits das Reichsgericht zum Bundesgenoſſen, das in 
Bd. 34 S. 270 gerade die Juden als unter den Schutz des § 130 fallend 
ausdruͤcklich erklaͤrt hat. Sollte dieſe in jedem Kommentar abgedruckte 


Entſcheidung wirklich dem Herrn Staatsanwalt unbekannt geblieben 5 


ſein? 
Die Phraſe von der „jetzt herrſchenden Rechts- 


ſprechung“ chier mag der Wunſch der Vater des Gedankens ger 


weſen ſein) hat er nicht zu belegen vermocht. 
§ 3. i 
Mei n b 
§ 166 StGB. lautet: 


„Wer dadurch, daß er öffentlich in be | 


den Außerungen Gott läſtert, ein Ärgernis gibt, 
oder wer öffentlich eine der chriſtlichen Kirchen oder 
* | 


Ludwig Foerder / Antiſemitis mus And I n ſt i 


eine andere mit Korporationsrechten innerhalb des 
Bundesgebietes beſtehende Religionsgeſellſchaft 
oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche beſchimpft, 
ingleichen, wer in einer Kirche oder in einem andern 
zu religiöſen Verſammlungen beſtimmten Orte be⸗ 
ſchimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren beſtraft.“ 

Man ſollte meinen, der erſte Tatbeſtand dieſer Geſetzesbeſtimmung, 
die Gotteslaͤſterung ſei klar und einem Streite unzugaͤnglich. Leider iſt 
dem nicht ſo. Nachdem eine Reihe von Verurteilungen ergangen war, 
welche die Beſchimpfung des „Gottes der Juden“ ahndeten Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts Bd. 6 S. 77), kam der bekannte antiſe⸗ 
mitiſche Schriftſteller Fritſch in ſeinem Buche „Der falſche Gott“ 
auf den Trick, den Gott der Juden unter beſonderer Betonung derjenigen 
Anſchauung zu beſchimpfen, wie er ſich nach „rabbiniſcher Auf⸗ 
faſſung“ darſtelle. Er machte einen Unterſchied zwiſchen dem „fruͤh— 
iſraelitiſchen“ Gott und jenem heut geltenden Gottesbegriff, der 
bereits von „ariſchen“ Anſchauungen beeinflußt und veredelt ſei. 
Nur jenen „erſten Gott“ behaupten er und ſeine Nachbeter in ihren 
beſchimpfenden Außerungen zu meinen, nicht aber den zweiten, den vom 
juͤdiſchen Prophetismus auch das Chriſtentum uͤbernommen habe. Leider 
fand dieſe ſophiſtiſche Kluͤgelei bei einigen Gerichten Anklang und eine 
gewiſſe Unterſtuͤtzung in dem bemerkenswerten Gutachten des Leipziger 
Theologen Kittel Judenfeindſchaft oder Gotteslaͤſterung?“, Leipzig 
1914). Zwar ſtellt es Fritſch das Zeugnis eines ſtarkenintellek-⸗ 
tuellen Defekts und eines gleich ſtarken morali⸗ 
ſchen Abmangels“ aus. Immerhin pflichtet es ſeiner oben er- 
waͤhnten Verteidigung bei. Es wurde von juͤdiſchen und chriſtlichen 
Autoritaͤten lebhaft angegriffen, darunter insbeſondere von dem Bonner 
Theologieprofeſſor König („Das Obergutachten im Gotteslaͤſterungs— 

prozeß Fritſch“, Dresden 1918). | 
In einem nicht zu verkennenden Gegenſatz zu eben erwaͤhnten Urteilen 
ſteht eine erſt kuͤrzlich ergangene Entſcheidung des Reichsgerichts in 
Band 56 Seite 128. Im Bericht einer Zeitung über den Synagogen 
beſuch einer Anzahl ruſſiſcher Juden hieß es: „Sie haben ihrem blut- 
ruͤnſtigen, haßgeblaͤhten Gott den Dank dargebracht, daß er ihnen die 
Macht gab, von der ſchweißtriefenden Arbeit der dummen, gutmuͤtigen 
Gojims muͤhelos zu leben.“ Die Strafkammer des Landgerichts hatte 
die Beteiligten von der Anklage der Gotteslaͤſterung (S 166) frei⸗ 
geſprochen, weil in den Worten „blutruͤnſtig“ und „haßgeblaͤht“ ‚in der 
heutigen Zeit der allgemeinen Gaͤhrung und Nervoſitaͤt eine rohe Be— 
ſchimpfung nicht zu erblicken ſei, und weil der Satz ‚nicht eine Laͤſterung 
Gottes, ſondern nur eine Ehrenkraͤnkung der in dem Aufſatze genannten 
ruſſiſchen Judenfamilie oder allenfalls der ruſſiſchen Juden überhaupt‘ 
enthalte. Auf die Reviſion der Staatsanwaltſchaft hat der 6. Strafſenat 
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des Reichsgerichts gemaͤß dem Antrage des Sbekteichs au alt das urteil 


aufgehoben. In der Begründung finden ſich folgende bemerkenswerte 
Ausfuͤhrungen: 


„Das Landgericht hat b n erinnng unter⸗ 
laſſen, ob hiermit nicht Gott als Teilnehmer an 
einem ſittlich verwerflichen, verächtlichen Handeln 
und daher als ein verächtliches Weſen hingeſtellt 
und ob er inſofern in roher Ausdrucksweiſe be⸗ 


ſchimpft wor den ie... Gegenſtand des Schutzes 


des § 163 iſt das religiöſe Gefühl, und der Bereich 


dieſes Schutzes beſtimmt ſich durch den Inhalt der 
Glaubensvorſtellungen der einzelnen Religions 


geſellſchaft. Wenn aalſo geſagt iſt, die jüdiſche 
Familie habe ihrem blutrünſtigen, haßgeblähten 
Gotte gedankt (ohne daß dabei zugleich geſagt ift, 
nur gerade jene einzelne Familie hege im Gegen⸗ 
ſatz zu ihren Glaubensgenoſſen eine ſolch niedrige 
Auffaſſung von ihrem Gotte), ſo wird damit über 


Gott fo, wie er eben der Gegenſtand der Ver⸗ 


ehrung jener Religionsgeſellſchaft iſt, das in den 
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gebrauchten Worten liegende abfällige Urteil aus- 


geſprochen. Nicht anders aber iſt es zu beurteilen, 
ſoweit geſagt iſt, daß die jüdiſche Familie des 


Aufſatzes (ohne daß auf einen Gegenſatz zwiſchen 


ihr und ihren Glaubensgenoſſen hingewieſen wird) 
ihrem Gott für die Förderung ihres unſittlichen 
Treibens gedankt habe; denn damit iſt nicht nur 
über den ſittlichen Stand jener Familie ab⸗ 
geſprochen, ſondern zugleich über ihren Gott, 


d. h. über den Gott ihrer Vorſtellung und ihres 


Bekenntniſſes Rechtlich zu beanſtanden iſt aber 
auch die Würdigung der hervorgehobenen Eigen⸗ 
ſchaftswörter dahin, daß ſie die Grenze zwiſchen 
kränkender Nichtachtung und roher Beſchimpfung 
nicht überſchritten. ... Die allgemeine Gärung und 
Nervoſität können nicht die Grundlage für die 
Entſcheidung bieten, ob nach den ſittlichen An⸗ 


ſchauungen der Gegenwart ein Ausdruck beſchimpfend 


iſt oder nicht. Dieſe Zuſtände können nur, ſofern 


auch der Täter von ihnen beeinflußt iſt, das Urteil 


über das Maß der Strafwürdigkeit der Beſchimpfung 
im Einzelfall beeinfluſſen, nicht aber das Urteil 


über den geſetzlichen Tatbeſtand. Hiernach iſt der 


Begriff des Läſterns von dem Landgerichte nicht 
rechtlich bedenkenfrei verneint worden.“ 

Als zweiter Tatbeſtand wird die Beſchimpfung einer Religions⸗ 

geſellſchaft genannt. Hierunter ſind die mit Korporationsrechten aus⸗ 

geſtatteten religioͤſen Gemeinſchaften zu verſtehen. Die juͤdiſche 1 
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hierzu kraft SS 35, 37 des Preußiſchen Geſetzes vom 23. Juli 1847 über 
die Verhaͤltniſſe der Juden. Auch hier mußten wir ſchon gegen das Be— 


ſtreben Front machen, Beſchimpfungen der juͤdiſchen Religionsgeſellſchaft 


dadurch abzubiegen, daß man ſie als Beſchimpfung der Raſſe, und 
ſomit ſtraffrei, hinzuſtellen ſuchte. Die Angeklagten ſuchen ſich regelmaͤßig 
auf dieſe Weiſe herauszureden. So geſchah es auch in dem zu trauriger 
Beruͤhmtheit gelangten vom Landgericht Glogau durch Urteil vom 


10. November 1924 entſchiedenen Fall des Hauslehrers Knobel. Er 


ließ die unter ſeiner Fuͤhrung ſtehende Jungſturmſchar, Knaben von 
12— 44 Jahren, angeſichts des juͤdiſchen Friedhofes auf der Chauſſee 
bei Guhrau dreimal ausſpucken! Bei ſeiner Vernehmung gab er an, 
er habe mit dieſer Handlung nicht den juͤdiſchen Toten, ſondern dem 
Judentum „als Raſſe“ ſeine Verachtung bezeigen wollen. Die 
Strafkammer ging hierauf ein, ohne zu pruͤfen, ob dem Angeklagten nicht 
wenigſtens der Eventualvorſatz innewohnte, uch die religioͤſe Ge⸗ 
meinſchaft der Juden zu treffen. Das lag umſo naͤher, als ja der 
Friedhof, alſo ein zur Vornahme religioͤſer Handlungen beſtimmter 
Ort, die Veranlaſſung der beſchimpfenden Handlung bildete. Aber 
daruͤber hinaus ſtellt es eine durchaus unzulaͤſſige Konzeſſion an ge⸗ 
ſetzeswidrige Strömungen dar, wenn man es duldet, daß ein von alters- 
her anerkannter Rechtsbegriff, wie der der juͤdiſchen Religionsgemein— 
ſchaft, willkuͤrlich umgewertet wird, nur um der Strafe zu entgehen. 


Selbſt der größte Raſſenfanatiker wird ſich noch immer über die ur- 


ſpruͤngliche und das geltende Recht beherrſchende Bedeutung der Be— 
zeichnung „Juden“ und „Judentum“ klar ſein. 

Das Glogauer Urteil ſtellt aber auch inſofern einen Fehlſpruch dar, 
als es den am Ende des § 166 normierten Tatbeſtand uͤberſieht. Hier 
wird „beſchimpfender Unfug in einem zu religioͤſen 
Verſammlungen beſtimmten Orte“ unter Strafe geſtellt. 


Nicht nur die Gotteshaͤuſer, ſondern auch die Friedhoͤfe werden hierunter 


verſtanden. Das in iſt durchaus nicht woͤrtlich zu nehmen. Das 
Reichsgericht hat hierzu entſchieden (Bd. 29 S. 335), es genuͤge, wenn 


der beſchimpfende Unfug feine Wirkung auf die Ortlichkeit erſtrecke. 


Das traf im vorliegenden Falle zu. Ä 
Endlich ſpricht der Paragraph noch von Beſchimpfungen von 
„Einrichtungen oder Gebraͤuchen“. Die Geſetzesfaſſung 


iſt hier ſehr mangelhaft. Geſchuͤtzt find danach nämlich nicht die 


Lehren der Religionsgeſellſchaften, die an ſich alſo ſtraflos beſchimpft 


werden koͤnnten. Man denke z. B. an das Dogma von der Dreieinigkeit oder 


der Unfehlbarkeit. Aber dieſer an ſich unertraͤglichen Folge hat die Recht⸗ 


ſprechung dadurch vorgebeugt, daß ſie derartige Beſchimpfungen als ſolche 
von „Einrichtungen“ oder indirekt als ſolche der Religionsgemein⸗ 
ſchaft ſelbſt anſah. Wir Juden werden verlangen muͤſſen, daß dieſer 
Standpunkt auch bei Beſchimpfungen zur Geltung kommt, die ſich gegen 


| juͤdiſche Einrichtungen oder Lehren richten. Der Antiſemitis⸗ 
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mus ergeht ſich dauernd in den niedrigſten Beſchimpfungen juͤdiſcher 
Geſetzesquellen, die angeblich dem Juden eine doppelte Moral gegen⸗ 
über den Nichtjuden gebieten oder wenigſtens geſtatten und ihn fo zum 
Verbrecher von Religions wegen ſtempeln. Betrug, Meineid, Ehebruch, 
ſogar Mord ſei vom Talmud dem „Aku m“ gegenüber erlaubt. Wie 
es mit dieſen Anſchuldigungen und der Verbindlichkeit einzelner talmu⸗ 
diſcher Vorſchriften ſteht, daruͤber ſei auf die heute wieder zu aktueller 
Bedeutung gelangte Erklaͤrung von mehr als 200 deutſchen Rabbinern 
aus dem Jahre 1893 verwieſen, die als Anhang I abgedruckt iſt. Der 
haͤufig unternommene Verſuch von Angeklagten, einen Wahrheitsbeweis 
fuͤr die dauernde Geltungskraft einzelner Vorſchriften zu fuͤhren, iſt 
jedenfalls, obwohl wir einen ſolchen Verſuch keineswegs zu fuͤrchten 
haben, nach der herrſchenden Rechtſprechung nicht zugelaſſen. Denn es 
iſt klar, daß in den Vorſchriften einer jeden Religionsgeſellſchaft von 
tauſendjaͤhriger Entwicklung ſich vereinzelte Stellen finden moͤgen, die 
nur aus den Zeitverhaͤltniſſen heraus zu begreifen ſind, in denen ſie 


entſtanden, und ſich mit modernen Anſchauungen nicht vereinbaren laſſen. 


Dafuͤr bietet der Talmud, dafuͤr bieten auch die Schriften der Kirchen⸗ 
vaͤter Beiſpiele. Deſſen ungeachtet darf keinesfalls den Anhaͤngern 
der betreffenden Religionsgeſellſchaft in ihrer Geſamtheit ein Vorwurf 
gemacht werden. In der Regel handelt es ſich uͤbrigens um erfundene, 
entſtellte oder aus dem Zuſammenhang geriſſene und dadurch mißver⸗ 
ſtandene Stellen. Des naͤheren ſei hieruͤber auf die Schriften von 
Friedrich Caro „Vom Judengott“, Liebermann „Juͤdiſche 
Moral“, Strack „Juͤdiſche Geheim geſetze?“ und „Sind 
die Juden Verbrecher von Religions wegen?“ ver- 
wieſen. 


Beleidigung von Juden unter einer Kollektivbezeichnung 


Wenn in deutſchvoͤlkiſchen Verſammlungen oder Preſſeerzeugniſſen 
die niedrigſten Anwuͤrfe gegen die Juden in ihrer Geſamtheit erhoben 
werden, ohne daß ſich die Vorwuͤrfe gegen beſtimmte Einzelperſonen 
richten, ſo entſteht die Frage, ob und inwieweit eine Strafverfolgung 
moͤglich iſt. Die juͤdiſche Geſamtheit als ſolche iſt jedenfalls nach dem 
Stande unſerer Rechtſprechung nicht zu einem Strafantrag legitimiert. 
Vielleicht wird ſich dieſe Auffaſſung aͤndern, wenn das deutſche Juden⸗ 
tum endlich einmal eine Geſamtorganiſation und damit ein das Ganze 
repraͤſentierendes Organ beſitzt. Vorlaͤufig koͤnnen jedenfalls immer nur 
Einzelperſonen, hoͤchſtens Vorſtaͤnde einer Synagogen⸗Gemeinde, Straf⸗ 
antrag ſtellen. Die Erwiderung des Beſchuldigten lautet dann ge⸗ 
woͤhnlich, er habe gerade die Antragſteller nicht gemeint, ja, uͤberhaupt 
von ihrer Exiſtenz nichts gewußt. Dieſer Ruͤckzug findet eine gewiſſe 
Stuͤtze in einer veralteten Reichsgerichtsentſcheidung aus dem Jahre 1881 
(Bd., 3 S. 606). Dort wird geſagt, daß bei Beleidigungen gegen 
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kollektive Einheiten — ungluͤcklicherweiſe handelt es ſich dabei gerade 
um die Juden — dem Beleidiger nachgewieſen werden muͤſſe, daß er 
beſtimmte Perſonen und welche beſtimmten Perſonen habe beleidigen 
wollen. Viele Staatsanwaͤlte ſtuͤtzen ſich bei ihren ablehnenden Be⸗ 
ſcheiden bis zum heutigen Tage auf dieſe Entſcheidung. Ja, man kann 
häufig die Anſicht hören, gerade die Juden ſeien in puncto Kollektiv⸗ 
beleidigung vogelfrei. Indes iſt die Rechtsentwicklung durchaus nicht 


auf dieſem Standpunkte ſtehen geblieben. Schon im Jahre 1880 hatte 


die Anſicht des Reichsgerichts in einem anderen Falle, der aber die gleiche 
Grundlage hatte, ganz anders gelautet (Rechtſprechung Band 1 S. 292). 
Da ſtand ein Angeklagter vor den Schranken, der in einem Zeitungs⸗ 
artikel geſchrieben hatte, es gebe unter den preußiſchen Richtern eine 
Menge charakterloſer Streber. Hier ſagte das Reichsgericht, man koͤnne 
darin ohne Rechtsirrtum eine Beleidigung der einzelnen dieſem 
Stande Angehoͤrigen finden; das ſei auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß bei jener Kundgebung nur ein nicht erkennbar gemachter Teil der 
Geſamtheit angegriffen werde, da eben wegen dieſer Unbeſtimmtheit die 
Beziehung der Beleidigung auf alle Mitglieder angenommen werden 
koͤnne. Dieſen Grundſatz hat das Reichsgericht ſeitdem auch bei Be— 
f leidigungen gegen die „Agrarier“, die „preußiſchen Offi⸗ 
ziere“ befolgt und ihn noch vor kurzem Juriſtiſche Wochenſchrift 1923 
S. 994) in einem Falle angewendet, in dem jemand von der Schutz ⸗ 
polizei gejagt hatte, in ihr „befaͤn den ſich groͤßtenteils her⸗ 
aus geworfene frühere Offiziere, dieſe Mörder, 
Schweinehunde ... Das Reichsgericht fuͤhrt hierzu aus: 
„Bei der Beleidigung mehrerer Perſonen unter 
einer Geſamtbezeichnung iſt es nicht erforderlich, 
daß die einzelnen Perſonen in der Außerung in 
irgendeiner Weiſe hervorgehoben und im einzelnen 
erkennbar bezeichnet werden, ſondern es genügt, 
daß die Geſamtbezeichnung in ihrer allgemeinen 
Faſſung erkennen läßt, auf welche Einzelperſonen 
ſie ſich bezieht, und der Täter ſich deſſen bewußt 
iſt, wobei er ſelbſt dieſe Perſonen gar nicht zu 
kennen und ſie ſich nicht vorzuſtellen braucht.“ 
Dieſer Grundſatz muß natuͤrlich erſt recht gelten, wenn, wie es in 
antiſemitiſchen Flugblaͤttern häufig vorkommt, alle Juden aus⸗ 
nahmslos herabgeſetzt, desgleichen, wenn nur die juͤdiſchen Kriegs- 
nehmer, Arzte uſw. verleumdet werden. 


8 5. 
| Die Wahrung berechtigter Intereffen 


Naͤchſt dem Einwand der ſinnloſen Trunkenheit ift bei Beleidigungen 
antiſemitiſchen Charakters der beliebteſte, zur Wahrung berechtigter 
Intereſſen gehandelt zu haben. § 193 StGB. gewaͤhrt dann Straf⸗ 
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freiheit. Man kann unter dem Schutze dieſer nicht geradezu gluͤcklich 


gefaßten Beſtimmung ſich mancherlei leiſten. Dennoch ſollte man nach 
der bisherigen Rechtſprechung nicht annehmen, daß man unbeſcholtenen 
Nebenmenſchen „zur Wahrung berechtigter Intereſſen“ 
Mord und Meineid nachſagen darf. Leider haben zwei Landgerichts⸗ 
urteile ſich auf dieſen Standpunkt geſtellt. Bei dem einen handelte es 
ſich um die Beleidigungsklage gegen den Vorſitzenden der Breslauer 
Ortsgruppe des Deutſchen Schutz⸗ und Trutzbundes, der in einer Ver⸗ 


ſammlung von 3000 Menſchen die Behauptung aufgeſtellt hatte, der 


Centralverein unterhalte in Halle eine Moͤrderzentrale und habe einen 
Preis fuͤr die Ermordung eines dortigen deutſchvoͤlkiſchen Fuͤhrers aus⸗ 


geſetzt. Vor Gericht entſchuldigte ſich der Angeklagte damit, er habe die 


Behauptung aufgeſtellt, um es zu rechtfertigen, daß die fragliche Ver⸗ 


ſammlung nicht oͤffentlich, ſondern nur durch ſchriftliche Einladungen 


einberufen worden ſei. Das Schoͤffengericht ließ dieſe Ausrede nicht 
gelten und verurteilte ihn. Die Strafkammer ſprach ihn jedoch frei. 


Genau das gleiche Schickſal hatte ein voͤlkiſcher Arzt, der einem an⸗ | 


geſehenen jüdischen Kollegen in einer Fachzeitſchrift den Vorwurf ges 
macht hatte, er habe in einem Prozeß eines juͤdiſchen Arztes gegen einen 


chriſtlichen Patienten wiſſentlich ein falſches Gutachten zugunſten der 


juͤdiſchen Partei gegeben, und zwar als „Hebraͤer“ gemaͤß der den 


Juden im Schulchan⸗Aruch auferlegten Verpflichtung, in einem ſolchen 


Falle die juͤdiſche Partei zu beguͤnſtigen. Das Schoͤffengericht erklaͤrte 


den oͤffentlich erhobenen Vorwurf bewußter Parteinahme und das Herein⸗ 


ziehen der Religionszugehoͤrigkeit für eine ſchwere und abſichtlich zu⸗ 


gefuͤgte Ehrenkraͤnkung. Das Strafkammerurteil dagegen enthaͤlt, nach⸗ 
dem es feſtgeſtellt hat, es ſei keinerlei Anhalt dafuͤr vorhanden, daß 
das Gutachten bewußt falſch erſtattet worden ſei, folgende Saͤtze: 


„Daß der Angeklagte die Abſicht hatte, den Dr. P. 
ſchwer zu beleidigen, dafür ſprechen weder die Form 
der Veröffentlichung noch ſonſtige Umftände Ins⸗ 
beſondere kann ſolches nicht aus der Anführung der 
Beweggründe — Parteinahme für den Beklagten 
als Fachkollegen und Parteinahme für den iſraeli⸗ 
tiſchen Volksgenoſſen in Befolgung eines iſraeli⸗ 
tiſchen Sittengebotes — geſchloſſen werden. Denn 
ein wiſſentlich falſches Gutachten muß ſich immer 
auf einen Beweggrund zurückführen laſſen; die 
Behauptung, daß jemand ein Gutachten wiſſentlich 


DR 


falſch erftattet habe, enthält alfo immer die Be⸗ 


hauptung in ſich, daß er hierzu durch einen Beweg⸗ 


grund getrieben worden ſei. Demnach würde die 


Anführung eines Beweggrundes die Behauptung 


der wiſſentlich falſchen Begutachtung nur dann ver⸗ 


ſchärfen, wenn der Behauptende einen beſonders 


ſchimpflichen Beweggrund anführen würde. Dies 
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hat der Angeklagte aber nicht getan. Ein beſonders 

ſchimpflicher Beweggrund würde z. B. ſein das 

Streben nach geldwerter Belohnung. Der Ange: 

klagte hat aber gerade diejenigen Beweggründe 

vorgebracht, die nächſt der Eltern⸗, Geſchwiſter⸗, 

Kinder⸗ und Gattenliebe diejenigen ſind, die ein 

falſches Gutachten in dem mildeſten Lichte erſcheinen 

laſſen, die Hinneigung zum Fachgenoſſen und die 

Liebe zum Angehörigen desſelben Volksſtammes 

nebſt der Befolgung eines für dieſen Volksſtamm 

gegebenen Sittengebotes. Damit hat der Ange⸗ 
klagte ſeinen Vorwurf geradezu gemildert. Deſſen 
iſt er ſich auch bewußt, wie die Worte: „Das müßte 
ihnen ſogar befonders bewertet werden und ent- 
laſtet fie weſentlich“ ergeben. Ob jenes Sittengebot 
wirklich beſteht und anerkannt iſt und ob der Ange⸗ 
klagte es richtig ausgelegt hat, kann danach völlig 
dahingeſtellt bleiben, zumal unbedenklich davon 
auszugehen iſt, daß der Angeklagte an ſe in Be⸗ 
ſtehen und an das Vorliegen jener beiden Beweg⸗ 
gründe geglaubt hat, die ja auch — wenn man einmal 
von der Wiſſentlichkeit des falſchen Gutachtens 
überzeugt iſt — nicht gerade fernliegen.“ 

Auffallen muß, daß in beiden Faͤllen das auch mit Laien beſetzte 
Schoͤffengericht einen das normale Rechtsgefuͤhl befriedigenden Spruch 
faͤllte, den die nur aus Berufsrichtern beſtehende Strafkammer dann 
aufhob. Zwei Grundſaͤtze find es, die bei dieſen und ähnlichen Ent⸗ 
ſcheidungen außer acht gelaſſen ſind. Einmal muß das Mittel, deſſen 
ſich der Beleidiger bedient, um ſeine Intereſſen zu wahren, im rechten 
Verhaͤltnis zu dieſen ſtehen. Es muß ein anderes Mittel zur Erreichung 
des gleichen Zweckes nicht vorhanden fein. Man darf nicht mit Kano⸗ 
nen auf Spatzen ſchießen. Wer beleidigende Behauptungen ausſpricht, 
darf dies nur dann tun, wenn er ſich in einer Art Notſtand befindet, 
der ihm keinen andern Ausweg uͤbrig laͤßt, als das von ihm verfolgte 
Intereſſe durch eine Ehrenkraͤnkung des Gegners zu ſchuͤtzen (ebenſo 
Ebermayer, Kommentar zum Strafgeſetzbuch Band I Seite 512). So 
hat das Reichsgericht erklaͤrt, ein Redakteur habe zwar ein berechtigtes 
Intereſſe daran, ſeinen Abonnentenkreis zu vergroͤßern, er duͤrfe aber 
hierzu nicht das Mitel benutzen, dritten Perſonen in ſeinem Blatte, um es 
intereſſant zu geſtalten, ehrenruͤhrige Dinge nachzuſagen Entſcheidungen 
des Reichsgerichts Band 38 Seite 251). Ferner wird die Tatſache 
der oͤffentlichen Kundgebung der Beleidigung faſt immer einen 
Umſtand darſtellen, aus dem die Beleidigungs abſicht zu folgern iſt. 
Dieſe aber ſchließt nach dem Wortlaut des § 193 die Straffreiheit aus. 
In den beiden obigen Fällen kann keine Rede davon fein, daß die Be⸗ 
leidiger gezwungen waren, ihrem Judenhaß ſo die Zuͤgel ſchießen 
zu laſſen, wie ſie es taten. Der Verſammlungsleiter mußte keineswegs 
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die Ortsgruppe des Gente bee in Halle der Anſtiftung zum . 


Morde zeihen, um die angebliche Angſtlichkeit des deutſchen Schutz⸗ und 


Trutzbundes in Breslau zu bemaͤnteln. Der Arzt konnte die ſchaͤrfſte 


ſachliche Kritik uͤben, ohne an die Religionszugehörigkeit F 9 
auch nur zu ruͤhren. 
S 6. 


Das öffentliche Intereſſe an der Stapeln 


Sehr wichtig iſt, ob die Staatsanwaltſchaft auf eine bei ihr erſtattete 
Anzeige das oͤffentliche Intereſſe an der Strafverfolgung bejaht und 


damit ſelbſt die Verfolgung und Anklageerhebung durchfuͤhrt, oder von 


Bedrohung, 


der ihr bei manchen Delikten, z. B. Beleidigung, Noͤtigung, 


Koͤrperverletzung erteilten Befugnis Gebrauch macht, das oͤffentliche 


Intereſſe an der Strafverfolgung zu verneinen und den Anzeigenden 


auf den Weg der Privatklage zu verweiſen. Die praktiſche Folge dieſer 15 


verſchiedenen Behandlung zeigt ſich vor allem darin, daß der Verletzte 
im Privatklageverfahren Partei iſt, daher nicht als Zeuge vernommen 
werden, unter Umſtaͤnden alſo beim Beſtreiten des Angeklagten und beim 
Nichtvorhandenſein anderer Zeugen keinen Beweis fuͤr den Inhalt ſeiner 
Anzeige fuͤhren kann, auch gewiſſe Koſtenvorſchuͤſſe zu leiſten hat. Ferner 


ſtehen ihm, wenn er das Verfahren ſelbſt betreiben muß, fuͤr etwa 


notwendige Ermittelungen nicht, wie dem Staatsanwalt, die Polizei⸗ 


organe zur Verfuͤgung. Davon abgeſehen aber uͤbt es natürlich auf | 


den Delinquenten eine ganz andere moraliſche Wirkung aus, wenn er 


ſieht, daß die Staatsanwaltſchaft ſich ſogleich des Verletzten annimmt 


und ihm zu ſeiner Genugtuung verhilft. Welch ſchwere Kaͤmpfe es 


bisweilen koſtet, den Staatsanwalt zur Bejahung des öffentlichen Inter⸗ 


eſſes und damit zur Übernahme der Strafverfolgung ſelbſt in Faͤllen 


zu bewegen, bei denen man Zweifel nicht vermuten ſollte, moͤgen folgende 5 


Beiſpiele zeigen: 


Eine juͤdiſche Frau erhaͤlt auf offener Straße ohne Veranlaſſung 


von einem antiſemitiſchen Generalagenten einen Schlag mit dem 


Spazierſtock uͤber den Kopf, ſo daß ſie einen ſchweren Nervenchok 


davon traͤgt. 
Ein alter Mann juͤdiſchen Glaubens wird von einem jungen Bau⸗ 


fuͤhrer auf dem Kurplatz in Salabrunn in ruͤdeſter Weiſe beleidigt und . 


mit Totſ chlag bedroht. 


Ein juͤdiſcher junger Mann wird nachts von fünf antifenitifchen 0 


Rowdies auf offener Straße angefallen und verpruͤgelt. 
Ein Angehoͤriger einer vornehmen Studentenverbindung ſchlaͤgt 
einem juͤdiſchen Kaufmann die Schaufenſterſcheibe ein und erklaͤrt bei 


ſeiner Vernehmung auf der Polizeiwache: „Wenn ich einem 


Semiten die Scheibe einſchlage, ſo ſchadet das 
garnichts! 


In allen dieſen und vielen aͤhnlich gelagerten Faͤllen hat die Staats⸗ 
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anwaltſchaft ein Einſchreiten ble da nach ihrer Anſicht ein öffent⸗ 

5 liches Intereſſe an der Strafverfolgung nicht vorliege, und mußte erſt 

im Wege der Beſchwerde, mitunter bis zum Juſtizminiſterium, hierzu 

angehalten werden. 

In dem zuletzt angefuͤhrten Falle des Studenten wurden die Straf⸗ 
akten dem Vertreter des Anzeigenden mit folgendem Anſchreiben des 
Staatsanwalts uͤberſandt: 

N „. . mit dem Erſuchen um Aeußerung, ob etwa der 
Strafantrag zurückgenommen wird. Wenn auch Un⸗ 
zurechnungsfähigkeit nicht vorliegt, handelt es ſich 
doch um einen Trunkenheitsexzeß. Vielleicht würde 
die Sache durch eine Stiftung zu wohltätigen Zwecken 

in einer vornehmen und zugleich Ihrem Herrn Man⸗ 

danten Genugtuung verſchaffenden Weiſe ſich er- 
ledigen laſſen.“ 

Alledem ſei nur entgegengehalten, daß jede Wegnahme eines Haken— 
kreuzes oder Stahlhelmabzeichens, ja, ſelbſt das bloße Herausziehen ohne 
jeden Widerſtand ſeines Traͤgers ſtets als eine im oͤffentlichen Intereſſe 
zu verfolgende Straftat betrachtet, mitunter ſogar als „Raub“ ver- 
folgt wurde. 

Dieſen unleidlichen Zuſtaͤnden ſucht fuͤr Preußen eine Verfuͤgung 
ſeines Juſtizminiſters vom 23. September 1922 abzuhelfen, die auch fuͤr 
die in den SS 2 und 3 dieſer Abhandlung erwähnten Straftaten von 
Bedeutung iſt. Sie iſt als Anhang II abgedruckt. Urſpruͤnglich „ver⸗ 
traulich“ erlaſſen, wurde ſie unter Bruch der Amtsverſchwiegenheit 
zur Kenntnis der Leitung der Deutſchnationalen Volkspartei gebracht 
und auf deren Goͤrlitzer Parteitage im Oktober 1922 unter heftigen An⸗ 
griffen gegen die preußiſche Juſtizverwaltung veröffentlicht. Ihre Be— 
folgung geſchieht keineswegs einheitlich. So wird hier und da der 
Verſuch gemacht, die Verfolgung einer offenſichtlich als „Ausfluß 

allgemein antiſemitiſcher Geſinnung“ begangenen Be⸗ 

leidigung dann abzulehnen, wenn ſie nicht auf der Straße oder ſonſt 

öffentlich geſchah. Der klare Sinn der Verfügung iſt doch der, das im 

Hereinziehen der Religionszugehoͤrigkeit liegende beſonders gehaͤſſige 


5 Verhalten durch oͤffentliche Strafverfolgung zu brandmarken. Nur dieſe 
Auffaſſung wird dem Zweck der Verfuͤgung gerecht, deren es in einem 


— eigentlich nicht haͤtte beduͤrfen ſollen. 


f 8 7. 
Das Hakenkreuz 


Das Hakenkreuz wird inſofern häufig Gegenſtand von Straf⸗ 
prozeſſen, als es einmal zu Verunglimpfungen des Judentums und 
einzelner ſeiner Bekenner benutzt wird. Es duͤrfte nur wenige 
juͤdiſche Gotteshaͤuſer in Deutſchland geben, die nicht im Laufe der Zeit 
un mit großen Hakenkreuzen aus Teerfarbe befudelt worden find. 
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Seit einiger Zeit ift es in kleineren Städten, wenn eine Stahlhelm⸗ 


oder Bismarckbundgruppe ſich organiſi iert hat, Mode geworden, daß 


jugendliche Angehoͤrige ſolcher Buͤnde, wiederum nachts, die Schau⸗ 
fenſterſcheiben von Laͤden juͤdiſcher Geſchaͤftsinhaber mit Hakenkreuzen 


verſehen, die fie in nicht mehr zu entfernender Weiſe mit Glaſerdiamanten 


einritzen. Auch das Bekleben von Hauswaͤnden mit Flugzetteln, die 


dieſes Zeichen aufweiſen, iſt an der Tagesordnung. Der Strafverfolgung 


entſtehen hier keine rechtlichen Schwierigkeiten. Der bereits behandelte 


$ 130 ſowie die Beſtimmungen über Sachbeſchaͤdigung und groben Unfug 


1 hinreichende Handhabe zum Einſchreiten. 

Zweifel tauchen aber auf, wenn Angehoͤrige der juͤdiſchen Gemein⸗ 
ſchaft in irgendeiner Form gegen das Hakenkreuz und ſeine Traͤger vor⸗ 
gehen. Antiſemitiſche Plakate, die zu Verſammlungen einladen und mit 
dem Hakenkreuz geziert ſind, werden abgeriſſen. Beamte, die das Zeichen 


im Dienſt tragen, auch Privatperſonen, die es oͤffentlich zeigen, werden 


zur Entfernung des Zeichens veranlaßt, wobei die verſchiedenſten 


Nuancen von der bloßen Aufforderung zur Herausnahme bis zum gewalt⸗ 


taͤtigen Herausreißen aus der Rockklappe oder Halsbinde mit an⸗ 


ſchließender Pruͤgelei feſtgeſtellt werden koͤnnen. Hier kommt es bei der 
Rechtsfindung, ſchlimmſtenfalls bei der Strafzumeſſung vor allem darauf 
an, die Bedeutung des Zeichens richtig zu erkennen, um zu wuͤrdigen, 


ob der juͤdiſche Angeklagte etwa in Notwehr oder ohne Bewußtſein der 


Rechtswidrigkeit feines Tuns handelte, oder ob wenigſtens das Straf⸗ 


maß zufolge einer berechtigten Erregung des Täters erheblich zu 


— x 


mildern ſei. Die als Nebenklaͤger oder Zeugen auftretenden Verletzten 


erklaͤren gewoͤhnlich, daß Hakenkreuz ſei weiter nichts als das Zeichen 
der aufgehenden Sonne und in uͤbertragener Bedeutung das Symbol 
fuͤr die Wiederauferſtehung Deutſchlands. Es iſt hier nicht der Ort, 


auf die kulturhiſtoriſche Vergangenheit des Zeichens naͤher einzugehen. 


Daß ſeine aktuelle Bedeutung jedenfalls keine harmloſe iſt, ergeben ſchon 
die im Anfang dieſes Kapitels dargeſtellten Arten ſeiner Verwendung: 
es ſoll hier offenſichtlich den Haß und die Verachtung gegenuͤber dem 
Judentum ausdruͤcken. Das haben auch Gerichte und Verwaltungs⸗ 
behoͤrden in Urteilen und Verfuͤgungen anerkannt. So ſagt das Amts⸗ 
gericht 95 in Sachen gegen Klee und Genoſſen (27 D 27/22): 
Das Hakenkreuz ſoll in der Hauptſache verſinn⸗ 
bildlichen den Glauben an die Wiederaufrichtung 
unſeres Vaterlandes auf rein völkiſcher Grundlage 
und den Willen, hieran mitzuwirken. Inſoweit muß 
es in zweiter Linie als Zeichen einer gegen das 
Judentum gerichteten Geſinnung gelten, insbeſon⸗ 


dere ſoweit dieſes an der Geſtaltung und Beein⸗ 


fluſſung unſeres Staatsweſens teilhat. 


Unbedingt zu mißbilligen iſt es, daß der Eiſen⸗ | 
bahnbeamte M. das Kreuz während des Schalter⸗ 
dienſtes trug, der ihn mit Volkskreiſen verſchie⸗ 
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denſter Geſinnung in Berührung brachte. Die Pflicht 

des Beamten geht über den engeren oder weiteren 

Rahmen ſeiner Dienſttätigkeit hinaus. Sie erfor⸗ 

dert das Bewußtſein, einem großen Volksganzen 

zu dienen. Der Beamte darf daher in ſeiner dienſt⸗ 
lichen Tätigkeit nicht zur Verſchärfung beſtehender 

Gegenſätze beitragen und muß alles vermeiden, 

was bekanntermaßen dahin ausgelegt wird.“ 

Noch ſchaͤrfer ſagt das Landgericht Schweidnitz, bei dem das 
Hakenkreuz ſogar Gegenſtand eines Zivilprozeſſes wurde, in ſeinem 
Urteil vom 30. Mai 1920 in Sachen H. gegen Sanatorium Ulbrichs⸗ 
höhe (2c S. 117%,2: 

„Im Gegenſatz zu dem Vorderrichter nimmt das 
Berufungsgericht an, daß in der gegenwärtigen 
Zeit das Tragen des Hakenkreuzes — ſein geſchicht⸗ 

licher Urſprung kann unerforſcht bleiben —, durch 
Deijen Anlegung der Träger als kraſſer Antiſemit 
in Erſcheinung treten will, von Perſonen jüdiſcher 
Abſtammung der Regel nach als Herausforderung 
und Kränkung empfunden wird und werden muß. 
Dieſe Empfindungen wird auch Kläger gehabt haben, 
als er während ſeines Kuraufenthalts in dem 
beklagten Sanatorium den dort weilenden Kur⸗ 
gaſt von P. mit dem Hakenkreuz am Rode ſah. Es 
kann dem Kläger geglaubt werden, daß er deshalb 
in begreifliche Erregung geraten ift...“ 

In Anhang III ſind eine Anzahl behoͤrdlicher Erlaſſe zuſammen⸗ 
geſtellt, die das Tragen des Hakenkreuzes durch Beamte im Dienſt ſtreng 
unterſagen. 

Alles dies zugrunde gelegt, wird haͤufig genug Anlaß zur Frei⸗ 
ſprechung eines juͤdiſchen Angeklagten vorhanden ſein. Wenn ein Jude 
einm it Hakenkreuzen verſehenes Hetzplakat abreißt, ſo handelt er nicht 
nur moraliſch, ſondern auch rechtlich einwandfrei. Denn er befindet ſich 
gegenuͤber einer die juͤdiſche Geſamtheit und damit auch ihn ſelbſt 
treffenden Beleidigung in Notwehr. Niemand von uns braucht es 
ſtillſchweigend mit anzuſehen, wie durch derartige Hetzplakate die Ge⸗ 
muͤter bis zur Siedehitze erregt und Pogrome vorbereitet werden. Die 
Hilfe der Polizei iſt haͤufig entweder nicht ſchnell genug bei der Hand, 
oder ſie verſagt. Wer im oͤffentlichen Lokal ſitzt, braucht es ſich keines⸗ 
wegs gefallen zu laſſen, daß ſich jemand am gleichen Tiſche niederlaͤßt 


And ihm dauernd das Zeichen der Gewalttaͤtigkeit gegen Juden vor 


Augen fuͤhrt. Er macht ſich nicht ſtrafbar und tritt der Ehre des 
andern keineswegs zu nahe, wenn er ihn zur Abnahme des Zeichens auf— 
fordert oder die Hilfe des Wirtes gegen ihn anruft. Inwieweit Selbſt— 
hilfe entſchuldbar iſt, kann Tatfrage ſein. Zu raten iſt nicht dazu, da 
nicht jeder Mann ſo ſehr Herr ſeiner Nerven iſt, um den andern ſich 
zuerſt ins Unrecht ſetzen zu laſſen. Vollends iſt davor zu warnen, ohne 
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weiteres auf der Straße einen Träger des Hakenkreuzes cee 


Mag er ſich das Zeichen geiſtiger Inferioritaͤt und Unduldſamkeit ruhig 


anheften; man weiß dann wenigſtens von EN woran man mit 
ihm iſt. 

Nicht ſelten wird verſucht, den Davidsſtern als ein dem Hakenkreuz 
entſprechendes Abzeichen hinzuſtellen und ſeine Beſeitigung zu fordern. 
Darauf iſt zu erwidern, daß noch nie ein Jude daran gedacht hat, dieſes 
Zeichen zur Verunglimpfung Andersglaͤubiger zu benutzen oder gar Ge⸗ 
walttaten unter ihm zu predigen. 


Zur Pſychologie antiſemitiſcher Entſcheidungen 


Gerichtsentſcheidungen von der Art, wie ſie im Verlaufe dieſer Ab⸗ 
handlungen als Beiſpiele angefuͤhrt werden mußten, verletzen unſer 
Ehr⸗ und Rechtsgefuͤhl aufs ſchwerſte. Gerade die im § 5 an zweiter 
Stelle beſprochene zeigt beſonders deutlich, wie einſeitig das Gericht ſich 
zu dem Problem — ſoweit ein ſolches uͤberhaupt vorlag — eingeſtellt 
hat. Im Grunde haͤngt ja auch die Entſcheidung von Rechtsfragen 
letzten Endes vom Gefuͤhl ab. Es ſind nicht die ſchlechteſten Richter, 


die fü ic) ihre Urteile zunaͤchſt gefuͤhlsmaͤßig bilden und erſt dann auf 


das intuitiv gewonnene Ergebnis die geſetzlichen Beſtimmungen, ge⸗ 
wiſſermaßen als Korrektiv, anwenden. Nur muß dann das Gefuͤhl 
durch aͤußere Einfluͤſſe unbeirrt bleiben. Die Schlußwendung von den 


„nicht gerade fernliegenden“ Beweggruͤnden der beleidigen⸗ 


den! Veröffentlichung des angeklagten Arztes enthält eine Stellungnahme 
des Gerichts, die eine Wertung der Sittenlehre des Judentums bedeutet. 
Daruͤber hilft keineswegs hinweg, daß das Urteil das Beſtehen jener 
angeblichen zum Meineid verpflichtenden Vorſchrift dahingeſtellt ſein 
laͤßt. Es iſt nur umſo ſchlimmer, daß ein deutſches Gericht dann ein 
Vorurteil gewiſſermaßen ſanktioniert. Man denke an den Fall, daß 
ein deutſcher Angeklagter wegen irgendeiner Schaͤndlichkeit vor einem 
franzoͤſi iſchen Gerichtshofe ſteht und mildernde Umſtaͤnde mit der Be⸗ 
gruͤndung zugebilligt erhaͤlt, daß an einen „Boche“ wegen ſeiner Her⸗ 
kunft und ſeiner heimatlichen Sitten nicht ſo hohe moraliſche Anforde⸗ 
rungen zu ſtellen ſeien, wie an einen Franzoſen. Wuͤrde es einen Deut⸗ 
ſchen geben, der ſich gegen dieſe „Mil derung“ nicht mit Haͤnden 
und Fuͤßen wehrt, und ſie nicht als ſchwere Beleidigung mit Entruͤſtung 
zuruͤckweiſt? Oder man ſtelle ſich den unmoͤglichen Fall vor, daß ein 
ſolches aus grauer Vorzeit ſtammendes Gebot des Meineids wirklich 
beſtuͤnde und ein Jude, der es befolgt hätte, wegen Verletzung der Eides⸗ 
pflicht angeklagt wuͤrde: ob es dann einem Gericht beikaͤme, dem Ange⸗ 
klagten eine mildere Strafe zuzumeſſen, weil er ſich „durch ein 
ſeinem Volksſtamm gegebenes Sittengeſetz“ gebunden 
gefühlt hat? Wuͤrde nicht vielmehr das Gericht — und das von 
Rechts wegen — davon ausgehen, daß derartige Gebote, ſelbſt wenn 
ſie beſtuͤnden oder fruͤher beſtanden haͤtten, fuͤr die Buͤrger eines modernen 
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Kulturſtaats eben einfach nicht vorhanden fein duͤrften? 
Dieſe Erwaͤgungen muͤſſen aber auch dazu fuͤhren, ſich die Perſoͤnlichkeit 
eines Angeklagten, der den Unſinn irgendeiner Hetzſchrift in wiſſen⸗ 
ſchaftliche Gewandung kleidet, genau anzuſehen, bevor man ihm den 
guten Glauben an ſeine Behauptungen zumißt, und ihn eventuell einem 
Pſychiater zur Begutachtung ſeines Geiſteszuſtandes zuzufuͤhren — wozu 
übrigens der vorliegende Fall allen Anlaß bot, da es ſich um einen 
typiſchen Querulanten handelte. Statt deſſen paßt ſich das Urteil in 
geradezu verbluͤffender Weiſe der offenſichtlich antiſemitiſch-voͤlkiſchen 
Einſtellung des Angeklagten an, obwohl dieſer gerade in den Ausfuͤh—⸗ 
rungen, die den Gegenſtand der Anklage bildeten, nur von einem 
Religions geſetze ſpricht. Um ſo befremdlicher wirkt der Umſtand, 
daß das Urteil ſich der techniſchen Ausdruͤcke voͤlkiſcher Herkunft bedient. 
Ein Anlaß hierzu war weder dem Wortlaut noch dem Inhalt der 
beleidigenden Ausfuͤhrungen zu entnehmen. 
Eine Fuͤlle aͤhnlicher Entſcheidungen laſſen in den deutſchen Juden 
E und nicht blos in ihnen, ſondern auch in zahlreichen Kreiſen Anders⸗ 
glaͤubiger — mit Naturnotwendigkeit den Verdacht aufkommen, als 
herrſche bei den Gerichten nicht die noͤtige Unparteilichkeit. Man kann 
nicht ſelten von dem zu Unrecht Beſchimpften die bitteren Worte hoͤren: 
„Wozu erſt die Gerichte damit befaſſen? der Anti⸗ 
ſemit wird ja doch geſchuͤtzt“. Es iſt nötig, dieſer 
Anſchauung mit allem Nachdruckentgegenzutreten. 
Zur Ehre des deutſchen Richterſtandes muß geſagt ſein, daß bewußte 
Rechtsbeugung in ſeinen Reihen gluͤcklicherweiſe noch nicht heimiſch 
geworden iſt. Allerdings kann man angeſichts der fanatiſch-voͤlkiſchen 
Einſtellung eines großen Teils unſerer ſtudentiſchen Jugend an die 
Zukunft nur mit Bangen denken. Andererſeits iſt das Vorhandenſein 
höchft bedenklicher Erſcheinungen keineswegs zu leugnen. Im Anhang III 
befindet ſich unter den behoͤrdlichen Verfuͤgungen gegen das Tragen des 
Hakenkreuzes auch eine ſolche, die ſich gegen einem Richter wendet. 
Dieſer Fall ſteht leider nicht vereinzelt da, oder doch hoͤchſtens inſofern, 
als gerade dieſer Richter kurz darauf zum Auf ſichtsrichter feines 
Amtsgerichts ernannt wurde. Glaubt man im Ernſt, daß ein Richter, 
der die Wuͤrde ſeines Amts derart vergißt, in der Sache eines Juden 
ſich von jeder Voreingenommenheit frei machen kann, die er doch durch 
das Tragen jenes Abzeichens abſichtlich betont? Das uͤberſteigt Men⸗ 
ſchenkraͤfte. Unſere Juſtizverwaltung taͤte daher gut, ſolche Richter nur 
in Stellen zu verwenden, an denen ihr Wirken dem Gemeinwohl und 
dem Anſehen der Rechtspflege nicht ſchaͤdlich iſt. | 
Die Häufigkeit der den Geiſt des Antiſemitismus atmenden 
Entſcheidungen wird aber durch das Vorkommen ſolcher Einzel⸗ 
erſcheinungen nicht genuͤgend erklaͤrt. Weitaus die Mehrheit der Be⸗ 
amten, die ſie faͤllen, iſt ſich ihrer Befangenheit ſicherlich nicht bewußt. 
Aber die Befangenheit ſelbſt iſt vorhanden. Zwei Umſtaͤnde bringen fie 
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halbes die Unbefanntheit mit jndiſchen Dingen und der übermächtige u h 


Einfluß der Maſſenſuggeſtion. 


Der erſte Grund bildet eine Erſcheinung, der wir in allen, ſelbſt 1705 
den gebildetſten, chriſtlichen Kreiſen begegnen. Vom Weſen des Juden⸗ 


tums, ſeiner Geſchichte, ſeiner kulturellen Entwicklung, ſeiner Soziologie 


iſt ſo gut wie nichts bekannt. Alle Moͤglichkeiten, die das Verſtaͤndnis 
ſo manches zur Beurteilung ſtehenden Falles erleichtern koͤnnten, ſind 
ſomit verſchloſſen. Bedenklich iſt es freilich, wenn ſelbſt der gute Wille 
fehlt, ſich zu informieren. So begegnen die von uns veranſtalteten 
wiſſenſchaftlichen Aufklaͤrungsvortraͤge bei manchen Richtern und Staats⸗ 


anwaͤlten einer konſequenten Nichtachtung. So verſuchte kuͤrzlich bei 
der Verhandlung gegen einen Oſtjuden wegen Paßvergehens — er war 
vor vier Jahren unter dem Druck der Pogrome, die ſich in Polen gegen 


die jüdifche Bevoͤlkerung nach Abzug der Deutſchen entſpannen, über 


die Grenze gekommen — der Vorſitzende, dem Verteidiger, der die hiſtori⸗ 
ſchen Gruͤnde der Maſſeneinwanderung darlegen wollte, das Wort 


mit dem Hinweis abzuſchneiden, das ſei Politik, und gehoͤre nicht hierher. 


Daß dieſe hiſtoriſchen Gruͤnde, die Deutſchland ſelbſt durch ſeine Polen⸗ 
politik waͤhrend des Krieges geſchaffen hatte, in dem vorliegenden Fall 
und Hunderten anderer gleichliegender Faͤlle einen Zuſtand hervorgerufen 
hatten, der rechtlich als Notſtand zu beurteilen oder mindeſtens bei der 


Strafzumeſſung entſprechend zu bewerten war, davon wollte das Gericht 
nichts wiſſen? Und warum dies? 

Damit kommen wir zu dem zweiten oben erwaͤhnten Moment, dem 
der Maſſenſuggeſtion. Hierzu ſei ein Ausſpruch des beſten deutſchen 


Richters, des Reichsgerichtsrats Otto Baͤhr, aus ſeinem Buche: „Urteile 


des Reichsgerichts“ angefuͤhrt: 
„Bei den meiſten Gerichten pflegen hie und da 


Menſchlichkeiten vor zukommen, d. h. die Rechts⸗ 


anſchauungen werden mehr oder minder beeinflußt 
durch die Stimmung, in welche der Rechtsfall — 


auch ſeinen nichtjuriſtiſchen Qualitäten nach — die 


Richter verſetzt.“ 


In gleichem Sinne aͤußerte ſich der Praͤſident eines deutſchen Ober⸗ 


landesgerichts vor kurzem dahin, die Anſchauung, als ob ſich die ſchoͤpfe⸗ 
riſche Kraft der Rechtsfindung abſeits der Imponderabilien auswirken 
koͤnne, die das Weſen der Perſoͤnlichkeit ausmache, ſei pſychologiſch un⸗ 
haltbar und laͤngſt uͤberwunden (Deutſche Juriſten⸗Ztg. Oktober 1922). 
In dieſen Saͤtzen iſt die pſychologiſche Grundlage fuͤr das zweite Moment 
des Zuſtandekommens von Fehlſpruͤchen zu finden. Unſere Richter unter⸗ 
liegen in ihrer großen Maſſe genau ſo der ſuggeſtiven Kraft der un⸗ 


geheuren antiſemitiſchen Propaganda wie alle anderen Klaſſen des 5 
deutſchen Volkes, bei denen nicht in irgendeiner Form Gegenwirkungen 0 


ſtattfinden. Solche Gegenwirkungen auszuloͤſen, iſt aber gerade in 


Richterkreiſen aͤußerſt ſchwierig. Denn dieſe Kreiſe ſetzen ſich nun ein⸗ a 1 


mal vorwiegend aus politiſch derart orientierten Perſoͤnlichkeiten 0 105 
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ſammen, daß der gar nicht hoch genug einzuſchaͤtzende Einfluß der Preſſe, 
der geiſtig⸗politiſchen Hauptnahrungsquelle des Durchſchnittsbuͤrgers 
aller Staͤnde, ſich in durchaus einſeitiger Weiſe geltend macht. Die 
„voͤllkiſche“ Anſchauungs⸗ und Ausdrucksweiſe war vor dem Kriege 
nur verſchwindend wenigen Richtern gelaͤufig. Sie waren gleichwohl 
ſicherlich deshalb micht weniger national. Heute iſt ſie den meiſten in 
Fleiſch und Blut uͤbergegangen. Man kann ſich dem Einfluß deſſen, was 
man tagtaͤglich in allen moͤglichen Abwandlungen uͤber das gleiche Thema 
lieſt, nicht entziehen. Es prägt fi ſich unbewußt ins Gehirn, Denken und 
Fuͤhlen des Menſchen ein. Inwieweit gerade im Richter natuͤrliche Ab⸗ 
wehrkraͤfte gegen ſolche Einfluͤſſe erweckt werden muͤßten, iſt eine Frage 
der juriſtiſchen Ausbildung und hier nicht zu eroͤrtern. Freilich ſollte den 
ſchlimmſten Auswuͤchſen antiſemitiſcher Hetzpropaganda auch jetzt ſchon 


mehr Kritik entgegengebracht werden, als es tatſaͤchlich geſchieht. So 


behauptete juͤngſt ein alter und erfahrener Richter, in Breslau gebe es 
gegenwaͤrtig mindeſtens 80 000 Oſtjuden. Erſt die Gegenfrage, ob es 
denn wirklich denkbar ſei, daß der ſiebente Teil der geſamten Breslauer 
Bevoͤlkerung aus Oſtjuden beſtuͤnde, brachte ihn zur Beſinnung. Aber 
unter dem Eindruck dieſer „T atſache“! — das gab er unumwunden 
zu — hatte er ſeine Urteilsſpruͤche gefaͤllt und immer wieder mit den 
„drohenden wirtſchaftlichen, ſozialen und kultu⸗ 
rellen Gef ah ren einer unerwuͤnſchten Maſſen⸗ 
ein wanderung“ begründet, auch dann noch, als dieſe Einwande⸗ 
rung laͤngſt ihren Stillſtand erreicht hatte und ſogar in eine Ruͤck⸗ oder 
Auswanderung umgeſchlagen war. Ein anderer ſonſt gaͤnzlich vorurteils— 
freier Richter aͤußerte gelegentlich, er glaube zwar nicht an die allgemeine 
| Ausübung eines Ritualmordes bei den Juden. Daß es aber irgendwo 
eine juͤdiſche Sekte gebe, welche dieſem Brauch huldige, ſei doch nicht 
von der Hand zu weiſen! 

Die Erkenntnis dieſer Dinge macht es uns zur Pflicht, nicht un- 
taͤtig zu ſein. Jede die objektive Wahrheit beeintraͤchtigende Beeinfluſſung 
hat ſelbſtverſtaͤndlich zu unterbleiben. Aber alles, was dazu angetan iſt, 
Aufklaͤrung zu ſchaffen und der Wahrheit zum Siege zu verhelfen, muß 
auch auf dieſem Gebiete geſchehen. In keiner Gerichtsbibliothek ſollte 
heutzutage ein wiſſenſchaftliches Werk uͤber die Geſchichte des Judentums 
und ſeine Lehren fehlen. Reichen die ſtaatlichen Mittel zur Beſchaffung 
nicht aus, ſo wird es Sache unſerer Vereinigung ſein, die erforderliche 
Literatur den Gerichtsvorſtaͤnden zur Verfuͤgung zu ſtellen und nicht erſt 
damit zu warten, bis der einzelne Fall oder das Antreten irgendeines 
W ahrheitsbeweiſes“ die Notwendigkeit herbeifuͤhrt. Was 
wir hier ſchaffen koͤnnen, das tun wir nicht nur aus Selbſterhaltungs⸗ 
trieb und zur Verteidigung unſeres heiligen Glaubens und unſerer Ehre, 
ſondern ebenſo zur Wahrung des Anſehens der deutſchen Rechtspflege, 
deren Wohl unſere Sache iſt, wie die eines jeden Deutſchen. 

Justitia est fundamentum regnorum! 
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Anhang ! 


Im Februar 1893 erließen 246 deutſche Rabbiner aller e 
Richtungen folgende Erklaͤrung: 


Im Vertrauen auf den Beiſtand Gottes erklaͤren wir, die unter⸗ 0 


zeichneten Rabbiner juͤdiſcher Gemeinden Deutſchlands, zur Steuer der 


Wahrheit gegenuͤber falſchen Vorſtellungen, die uͤber das Schrifttum = . 


und die Sittenlehre des Judentums verbreitet werden, was folgt: 
H- Die heilige Schrift, welche Gemeingut der ganzen gefitteten Welt 
geworden iſt, bildet die Grundlage fuͤr die Lehre des Judentums. 
Außer der heiligen Schrift, welche die „ſchriftliche Lehre“ 
heißt, beſitzt das Judentum noch eine Religionsquelle, den Talmud, der, 


weil er urſpruͤnglich nicht niedergeſchrieben wurde, die „münzlſche 


Lehre“ genannt wird. 
Eine andere religionsgeſetzliche muͤndliche Lehre gibt es für das 
Judentum nicht. 


Der Talmud baut ſeinen Lehrinhalt auf Grund des bibliſchen 


Wortes auf und gibt allem Raum, was den menſchlichen Geiſt und das ä 


menſchliche Gemuͤt beſchaͤftigt. Neben dem Religionsgeſetze und der 


Ethik, welche ſeine beiden Hauptgebiete ſind, haben in ihm Fragen der 


Weltweisheit, der Naturkunde, der Medizin, der Geſchichte, ſowie Er⸗ 
zaͤhlungen, Gleichniſſe, Sentenzen und aͤhnliches Aufnahme gefunden. 
Seiner Form nach iſt der Talmud mit der Aufzeichnung der Ver⸗ 


handlungen einer geſetzgebenden Koͤrperſchaft, in welcher eine Vorlage 


mit ihren Motiven zur Diskuſſion ſteht, inſofern zu vergleichen, als er 
die von mehr als 2000 namhaft gemachten Geſetzeslehrern waͤhrend vieler 
Jahrhunderte in den Lehrhaͤuſern gepflogenen Verhandlungen auf⸗ 
zeichnet, die verſchiedenen, oft widerſtreitenden Meinungen nebeneinander 
ſtellt, jede Anſicht, die zu Worte kam, jede Auffaſſung, die geaͤußert 
wurde, in der ganzen Lebendigkeit der Diskuſſion wiedergab, und zwar 
ohne dabei immer zu einer endguͤltigen Entſcheidung zu gelangen. 


Der Talmud enthaͤlt ſomit uͤberaus zahlreiche Ausſpruͤche, welche 
als die Meinungen einzelner niemals eine bindende Kraft erlangt haben. 


Seiner ganzen Anlage nach iſt daher der Talmud als die Quellen⸗ 
ſchrift für die Auffaſſung des bibliſchen Wortes und für die Kenntnis, 
die Geſchichte und die Begruͤndung des uͤberlieferten Religionsgeſetzes 


zu betrachten. Als eine ſolche Quellenſchrift iſt der Talmud zu 11 . 0 0 


Zeiten von den juͤdiſchen Forſchern behandelt worden. 
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Die Sittenlehre des Talmuds beruht auf der Bibel und erblickt in 
folgenden Ausſpruͤchen der heiligen Schrift: „Im Ebenbilde 
Gottes hat er den Menſchen geſchaffen“ (Geneſis 1, 27), „Liebe 
Deinen Naͤchſten wie Dich ſelbſt“ (Leviticus 19, 18), „Liebet den Fremd⸗ 
lind“ — „Liebe ihn wie Dich ſelbſt“ (Deuteron. 10, 19 — Leviticus 
19, 34) das Gebot der allgemeinſten, auf alle Menſchen, Juden und 
Nichtjuden, ſich erſtreckenden Naͤchſtenliebe. 


5 Im Geiſte des Prophetenwortes, das dem im Babylon weilenden 
Iſrael zugerufen wurde: „Foͤr dert das Wohl der Stadt, in 
die i ch Euch gefuͤhrt habe, und betet fuͤr ſie zu Gott, 
denn in ihrem Wohle wird Euch wohl fein” Jerem. 29, 70 
wird im Talmud der Grundſatz aufgeſtellt, und von allen Geſetzeslehrern 
einmuͤtig zum Geſetz erhoben: „Das Staatsgeſetz hat im 
ſtaats bürgerlichen Leben verbindliche Kraft (Talmud 


babli, Baba bathra 54b, 55a u. a. O.). Es iſt demgemaͤß religions 


geſetzliche Pflicht, mit der Treue gegen die Religion Gehorſam gegen 0 
die Geſetze des Staates zu verbinden. | 

Die ſpaͤter aus dem Talmud und der nachtalmudiſchen Literatur 
entſtandenen Auszuͤge, wie Jad Hacheſaka des R. Moſes ben Maimon, 
Schulchan⸗ Aruch, des R. Joſeph Karo und andere Zuſammenſtellungen 
haben niemals fuͤr ſich allein, ſondern ſtets nur dann als maßgebend fuͤr 
die Entſcheidung gegolten, wenn ſie durch das Zuruͤckgehen auf die 
Quellen ihre Beſtaͤtigung erhalten. 


Die Bezeichnung „Akum“ bedeutet „An beter der Sterne 


1 und Sternbilder“ und iſt ſelbſtverſtaͤndlich nicht auf die Be⸗ 


kenner der monotheiſtiſchen Religionen anzuwenden. 

Vereinzelte, gegen „Akum“ gerichtete Ausſpruͤche in Talmud, 
Schulchan⸗Aruch und anderen Schriften ſind als der Ausfluß einer durch 
die Zeitverhaͤltniſſe hervorgerufenen Stimmung und als Akte der Not⸗ 
wehr zu betrachten, ſie waren nur gegen diejenigen Heiden gerichtet, 
welche Ehre, Leben und Eigentum des Naͤchſten nicht ſchonten. Der⸗ 
artige Ausſpruͤche haben, wie ſchon ſeit Jahrhunderten die e en 
ausdruͤcklich erklaͤrten, fuͤr das Judentum keine Geltung. 

Allgemein anerkannt und auch in Zeiten der Verfolgung feftgehalten 
ift der Ausſpruch des Talmuds: „Die Frommen aller Völker 
de ewigen Seligkeit teilhaftig (Toſefta 
Sanhedrin 13, 2). 

Die Sittenlehre des Judentums erkennt keinen Ausſpruch und keine 
Anſchauung an, die dem Nichtjuden gegenuͤber etwas erlaubt, was dem 
Juden gegenuͤber verboten iſt. 

Die Sittenlehre des Judentums, die ſeinen Bekennern heilig iſt, 
die in den Schulen gelehrt und von den Kanzeln verkuͤndet wird, gebietet: 

„In jedem Menſchen das Ebenbild Gottes zu 
achten, in Handel und Wandel ſtrengſte Wahr⸗ 
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haftigkeit gegen jedermann zu betätigen, jedes 


Gelübde und Verſprechen, welches irgendeinem 
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Menſchen, ſei er Jude oder Nichtjude, geleiſtet 


wurde, als unauflöslich und unverbrüchlich treu 
zu erfüllen, Nächſtenliebe gegen jedermann ohne 


Unterſchied der Abſtammung und des Glaubens zu 


üben, die Geſetze des Vaterlandes in treuer Hin⸗ 
gebung zu befolgen, das Wohl des Vaterlandes 
mit allen Kräften zu fördern und an der geiſtigen 


und ſittlichen Vervollkommnung der Menſchheit 


mitzuarbeiten.“ 


. 
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Anhang II 


Allgemeine Verfuͤgung des Preuß. Juſtizminiſters 
an die Generalſtaatsanwaͤlte vom 23. 9. 1922 (5260). 
Gelegentlich von Beſchwerden aus einem Bezirke habe ich den Ein— 
druck gewonnen, daß bei antiſemitiſchen Ausſchreitungen nicht mit dem 
erforderlichen Nachdruck eingegriffen wird. Ich erſuche, dahin zu 
wirken, daß von den Staatsanwaltſchaften gegen ſolche Ausſchreitungen 
tatkräftig eingeſchritten, daß insbeſondere alsbald eine erſchoͤpfende Auf- 
klaͤrung des Sachverhalts herbeigefuͤhrt und die Anklage in der Haupt⸗ 
verhandlung mit Nachdruck vertreten wird. Ich bitte auch zu prüfen, 
ol zur Erreichung dieſes Zieles es ſich empfiehlt, die eingeleiteten Ver⸗ 
fahren der Kontrolle durch die Leiter der einzelnen Staatsanwaltſchaften 
oder Abteilungsvorſteher zu unterſtellen. 

Ein oͤffentliches Intereſſe an der Strafverfolgung wird regelmaͤßig 
dann anzunehmen ſein, wenn die Beleidigung uſw. als Ausfluß oder 
Ausdruck allgemein antiſemitiſcher Geſinnung begangen iſt. 

Bei Anzeigen aus § 130 StGB. iſt zu beachten, daß die Juden als 
Klaſſe der Bevoͤlkerung im Sinne dieſer Vorſchrift anzuſehen ſind. 
Wenn bei einem Verfahren aus § 166 StGB. es zweifelhaft er— 

ſcheint, ob die Beſchimpfung ſich gegen Einrichtungen und Gebraͤuche 
der juͤdiſchen Religion richtet, wird es ſich empfehlen, wegen Anhoͤrung 
geeigneter Sachverſtaͤndiger mit den Organiſationen der juͤdiſchen 
Staatsbuͤrger in Verbindung zu treten und die Frage, ob gegen ein 
freiſprechendes Urteil das zulaͤſſige Rechtsmittel eingelegt werden ſoll, 
ſorgfaͤltig zu pruͤfen. 


In Vertretung: 
gez. Muͤgel. 
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Anhang III 


Behoͤrdliche Erlaſſe gegen das Hatenkreuz. 
Hauptverſorgungsamt Berlin, aͤrztliche Abteilung. 
Rate 9, Nr. 20 939, verb. m. 19 229. 


Berlin⸗Schoͤneberg, den 4. 9. 20. 

Die Wente cee des Verſorgungshauſes Tegel ſind an⸗ 

e worden, die Hakenkreuze nicht im Dienſte zu tragen. h 
gez.: Unterſchrift. 


Berlin W. 8, 14. November 1919. 

Nach der einhelligen Auffaſſ ſung der preußiſchen Staatsregierung 
iſt die Schuljugend, die zu ſtaatsbuͤrgerlichem Verſtaͤndnis erſt heran⸗ 
gebildet werden muß, vor unfruchtbarem Zwiſt, ſind Erziehung und 
Unterricht vor daraus ſich ergebenden tiefgreifenden Stoͤrungen zu be⸗ 
wahren. Das geſamte Schulleben muß daher von politiſchen Streitig⸗ 
keiten aller Art freigehalten werden. 
Daraus folgt: 


1. Die Schule darf parteipolitiſchen Beſtrebungen unter der Schul⸗ 
jugend keinerlei Foͤrderung gewaͤhren. 

2. Die Lehrer muͤſſen jede mittelbare oder unmittelbare Beeinfluſſung 
ihrer Schuͤler nach irgendeiner parteipolitiſchen Richtung hin 
ſtreng vermeiden. Br 

3. Die Schüler haben ſich innerhalb der Schule aller politiſchen 
Streitigkeiten und jeder herausfordernden Betonung ihres Partei⸗ 
ſtandpunktes (3. B. durch Tragen von Abzeichen) zu enthalten. 

Die Provinzialſchulkollegien und Regierungen wollen die 
Leiter und Leiterinnen der ſaͤmtlichen ihnen unterſtellten hn 
anſtalten hiernach mit Weiſung verſehen. | 

Die erforderlichen Abdrucke find beigefügt. 


Haeniſch. 


Berlin W., 8. Nope ber 1920. 
Ra einer großen Anzahl Schüler wird heute das Hakenkreuz als 
Abzeichen getragen. Leider mußte in vielen Faͤllen feſtgeſtellt werden, 
daß durch das Tragen des Hakenkreuzes das gute e zwiſchen 8 
den Schuͤlern geftört wurde. Ich beſtimme daher: | 
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Auch das Hakenkreuz iſt als Abzeichen im Sinne der Ziffer 3 des 
Runderlaſſes vom 14. November 1919 — U II 2323, U II W, U III, 


UI A — anzuſehen. Die Provinzialſchulkollegien und Regierungen 
wollen die Leiter und Leiterinnen der ſaͤmtlichen ihnen unterſtellten Lehr⸗ 


anſtalten bzw. die Kreisſchulraͤte hiernach mit Weiſung verſehen. 
gez.: Haeniſch. 


N. un Rr. 1652, U II W/, U II, U UI, A. 4. 


Aus dem Heeresverordnungsblatt Nr. 32. 
Berlin, den 6. 5. 20. 


i un, Chef der Heeresleitung. 


Abzeichen an Uniformen, Fahrzeugen uſw. 


Nr. 970 /3 20 v 5E 646. 


Berlin, 2. Mai 1921. 
Um während der kommenden Wahlvorbereitungen die Reichswehr 


dem Meinungsſtreit zu entziehen, wird die Anbringung irgendwelcher 
politiſch deutbarer Abzeichen an Stahlhelmen, Uniformen, Fahrzeugen 


uſw. — auch durch Bemalung — nochmals auf das ſtrengſte unterſagt. 
Die Stahlhelme ſind mit dem Anſtrich zu tragen, mit dem ſie der 


0 Truppe geliefert wurden, alſo mit feldgrauem und Buntfarbenanſtrich. 


Verſtoͤße gegen dieſen Befehl werden als Ungehorſam oder auch 


als Vergehen gegen § 137 Milttaͤrſtrafgeſetzbuch (orſaͤtzliche und rechts⸗ 
widrige Beſchaͤdigung eines Dienſtgegenſtandes) geahndet. 


In Vertretung: 
gez. Keber. 


Der Landgerichtspraͤſident. 


1. XII. — 67/94 J. 
Liegnitz, 31. Oktober 1921. 
Nach Eroͤrterung der Angelegenheit habe ich Grund zu der Annahme, 


5 daß der in Betracht kommende Richter das Hakenkreuzabzeichen im 
Dienſte nicht mehr tragen wird. 


gez.: Althaus. 


Der Oberlandesgerichtspraͤſident. 
13. IX. 1/556. 


Breslau, 30. September 1921. 
Das an den 191 55 Oberſtaatsanwalt bei dem Landgericht hier ge⸗ 


| Bra Schreiben vom 26. 11. 24, betr. das Tragen des Hakenkreuz⸗ 
1 durch einen Beamten der hieſigen Amtsanwaltſchaft, iſt an 
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mid; abgegeben de da der in Betracht kommende Beamte zurzeit 
bei dem Oberlandesgericht beſchaͤftigt iſt. Ich habe dieſem Beamten 
das Tragen des Abzeichens waͤhrend des Dienſtes a da ich dies 
nicht fuͤr ſtatthaft erachte. 

: Greiff. 


— 


Eiſenbahndirektion, 11 + P. Breslau, 26. Mai 1922. 
Wir haben den Beamten in Oels das Tragen des Hakenkreuzes 
waͤhrend des Dienſtes unterſagt. 
gez.: Unterſchrift. 


Oberpoſtdirektion XIV. 
Berlin, 30. September 19214. 
Es liegt im Weſen der Dienſtkleidung, daß dazu nur ſolche Ab⸗ 
zeichen angelegt werden duͤrfen, die den Betreffenden amtlich verliehen 
worden ſind. Die Oberpoſtdirektion erachtet es daher fuͤr unzulaͤſſig, daß 
das Hakenkreuz an der Poſtdienſtuniform getragen wird. Dem⸗ 


entſprechend iſt an das hieſige Poſtſcheckamt verfuͤgt worden. Erforder⸗ 


lichenfalls werden auch die uͤbrigen der Oberpoſtdirektion unterſtehenden 
Poſtanſtalten uſw. mit u Anweiſung verſehen werden. 


V.: gez. Hartmann. 


Aus dem Nachrichtenblatt des Reichspoſtminiſteriums⸗ 
Jahrgang 1923, Nr. 14. 
Verfügungen. 
Allgemeines: Verbot des Tragens politiſcher Abzeichen im Dienſt. 
(Ausgegeben: Berlin, 6. 2. 1923.) 


Es find wiederholt Fälle vorgekommen, in denen das Tragen poli⸗ 
tiſcher Abzeichen durch Beamte zu hoͤchſt unerwuͤnſchten Auseinander⸗ 
ſetzungen, namentlich im Schalterverkehr, gefuͤhrt har. Die dadurch 
entſtandenen ernſten Störungen der dienſtlichen Ordnung und des Be⸗ 
triebes geben Veranlaſſung, das Tragen derartiger Abzeichen Gaken⸗ 
kreuze, Sowjetſterne, farbige Schleifen uſw.) im Dienſt allgemein zu 
unterſagen. 
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